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Jörg Reinholz
Hafenstr. 67
34125 Kassel
☎ 0561 317 22 77
 0561 217 22 76

Kassel, am 03.01.2014

Strafanzeige wegen Bandenbetruges, uneidlicher Falschaussage, ggf. abweichend vorsätzlich 
falscher Versicherung an Eides statt und aller weiteren in Frage kommenden Straftaten gegen

1. Christoph Preuß
2. Daniel Fratzscher

(beide Anteilseigner und Geschäftsführer der Euroweb Internet GmbH, damit „Begünstigte“ - 
erreichbar unter der Adresse Euroweb Internet GmbH, Hansaallee 299, 40549 Düsselorf)

3. Philipp Berger
4. Andreas Buchholz

(beide Anteilseigner und Geschäftsführer der Berger Law LLP und wissentlich Tatbeteiligte - 
erreichbar unter der Adresse Buchholz & Kollegen,  Jägerhofstraße 19-20
40479 Düsseldorf)

5. sowie gegen den derzeit nicht bekannten „Zeuge“, also gegen „Unbekannt“

In der Strafanzeige beziehe ich mich stellvertretend für wohl hunderte Verfahren auf die Verfahren 

• Oberlandesgericht (OLG) Dresden, 10 U 164/13 (Vorinstanz Landgericht Chemnitz, 1 O 
375/12)  und

• Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf, I-5 U 135/12 

deren Tathergang ich wie folgt beschreibe:

Über die oben genannten Verfahren schreiben die Beschuldigten zu Nr. 3) und 4) auf der Webseite 

http://www.internet-system-vertrag.info/category/urteil/

wie folgt:

"... Euroweb ... konnte nachweisen, dass im Vertragszeitraum 2009-2012 keine weiteren 
ersparten Aufwendungen, als die bereits berücksichtigten vorlagen. Außerdem gelang der 
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Nachweis, dass Euroweb auch nicht vollausgelastet war, sodass kein Raum für die Annahme
von Ersparnissen durch anderweitigen Erwerb bestand. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass 
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) nur dann anderweitiger Erwerb 
angenommen werden kann, wenn neue Aufträge/ Verträge gerade infolge der Kündigung des 
streitgegenständlichen Vertrages angenommen werden können. Dies ist nicht der Fall, wenn 
ein Unternehmen nicht vollausgelastet ist, also noch über Kapazitäten verfügt." 

Dies wurde in den vorliegenden Fällen dem Gericht auch so vorgetragen. Die Euroweb Internet 
GmbH der Beschuldigten zu 1) und 2) klagte in den beiden, wie in tatsächlich tausenden(!) Fällen 
vor Gericht auf die Bezahlung von Leistungen aus dem inzwischen pressebekannten „Internet 
System Vertrag“.

In fast allen Fällen – wie gerade auch den beiden hier gegenständlichen – dreht sich der Streit um 
die Abrechnung nach § 649 BGB. In fast allen Fällen – wie gerade auch den beiden hier 
gegenständlichen – trägt die Euroweb Internet GmbH vor, diese habe insbesondere hinsichtlich der  
Kosten für die Erstellung der Webseiten nichts erspart, obwohl die Verträge unmittelbar nach 
Abschluss gekündigt wurden und mit der Erstellung nicht einmal begonnen wurden.

So wird also vorgetragen, dass die Webdesigner nicht hätten anderweitig beschäftigt werden können
und vor Gericht ein Urteil erwirkt, der die Opfer der Handlung – hier also die Prozessgegner zu 
einer Zahlung verpflichtet. Es handelt sich bei den Urteilen um Titel, damit um einen direkten 
Vermögenszuwachs für die Tätergemeinschaft.

Der Vortrag hinsichtlich der Auslastung ist auch vorsätzlich unwahr. Denn im Jahresbericht der 
Euroweb Internet GmbH für das Jahr 2011, hinterlegt beim Amtsgericht Düsseldorf, HRB 42518, 
kann man wie folgt nachlesen:

"Trotz der gestiegenen Umsätze konnte das kurzfristige Vermögen um TEUR 162 verringert 
werden, wobei insbesondere die angearbeiteten Aufträge durch eine schnellere 
Durchlaufzeit deutlich um TEUR 280 reduziert werden konnten."

Wenn aber die  „die angearbeiteten Aufträge durch eine schnellere Durchlaufzeit deutlich um 
TEUR 280 reduziert (sic!) werden konnten“ steht es fest, dass zu dieser Zeit ein erheblicher 
Auftragsvorlauf bestand. Tatsächlich mussten und müssen Kunden der Euroweb Internet GmbH 
ungefähr 3 Monate auf die Erstellung der Webseiten warten. Das ist ausgerechnet anhand der 
Webseite der Kanzlei „Buchholz und Kollegen“, die eine faktische Nachfolgegesellschaft der 
„Berger Law LLP“ ist. (Gleiche Telefonnummer, gleiche Faxnummer, Übernahme des 
Gerichtspostfaches beim LG Düsseldorf, gleiche Eigentümer/Partner, gleicher Geschäftsbereich: 
Vertretung der Euroweb Internet GmbH und deren Töchter).

Es steht auch fest, dass die Kanzlei „Berger Law LLP“  von der Unwahrheit des Vortrages wusste, 
denn die Erstellung derer neuer Webseite unter URL http://www.buchholz-law.de/ dauerte  vom 29. 
August 2013 (Anmeldung der Domain durch die Euroweb Internet GmbH im Auftrag der Kanzlei 
(sic!) bei der DENIC) über den 7.11.2013 hinaus an. Am 7.11.2013 habe ich Bildschirmfotos der 
Seite erstellt und unter der URL

http://joerg-reinholz.blogspot.ch/2013/11/euroweb-in-panik.html  

veröffentlicht. Diese zeigen eine „Baustellenseite“.  Zuvor hatte ich am 6.11.2013 darüber berichtet,
dass auf der URL eine unfertige wie abmahnfähige Webseite mit nicht dem Gesetz entsprechendem 
Impressum (unabsichtlich!) veröffentlicht wurde.

http://joerg-reinholz.blogspot.ch/2013/11/euroweb-in-panik.html
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http://joerg-reinholz.blogspot.ch/2013/11/euroweb-kanzlei-buchholz-kollegen-plant.html 

Auch hinsichtlich der Webseite der „Berger Law LLP“ wurden Änderungsaufträge der Kanzlei der 
Beschuldigten zu 3) und 4) („Partner“, also Inhaber) teils mit extremer Verspätung bearbeitet, so 
wurde unter der URL http://www.berger-law.de noch mindestens bis zum 3. April 2012 (Tag des 
Berichtes mit Bildschirmfoto) , also Monate nach dessen Ausscheiden aus der Kanzlei (spätestens 1.
Februar 2012) verbreitet, dass ein Pxxxxx Zxxxx (jetzt Kanzlei Sxxxxxx & Kollegen, Witten) bei 
der Kanzlei beschäftigt sei.

Den Auftrag, die Webseite abzuändern, dürfte die Kanzlei „Berger Law LLP“, die den 
Beschuldigten zu 3 und 4 gehörte, unmittelbar nach dessen Abgang, also Ende Januar 2012 erteilt 
haben. Dass diese kleine Änderung monatelang nicht ausgeführt wurde – wovon die Herren auch 
wissen mussten beweist, dass die Beschuldigten die Unwahrheit des Vortrages vor den Gerichten 
sehr genau kannten, mithin also am Prozessbetrug beteiligt sind.

Es fest, dass der Vortrag vor dem Gericht, die Webdesigner wären nicht voll ausgelastet und hätten 
nicht anderweitig beschäftigt werden können,

1. vorsätzlich unwahr ist
2. in der Absicht erfolgte, das Gericht zu täuschen (Dritttäuschung)
3. in der Absicht erfolgte, einen Vermögenszuwachs zu Lasten der Prozessgegner zu erzielen.

Es handelt sich demnach ganz eindeutig und unbestreitbar um Prozessbetrug, strafbar nach §263 
StGB, fortgesetzt und bandenmäßig begangen, also unter den verschärfenden Bedingungen von 
§263 StGB Abatz 3 Nr. 1 und 2 sowie Absatz 5 zu beurteilen.

Daneben wurde in den Verfahren ein „Beweis“ geführt, dass die Euroweb nicht voll ausgelastet sei. 
Dieser „Beweis“ wird regelmäßig durch eine Zeugenaussage oder Versicherung an Eide statt 
geführt.

Eine solche Zeugenaussage kann vorliegend nur vorsätzlich falsch sein, wer immer diese Aussage 
tätigte oder an Eides statt versicherte, hat erweislich eine Straftat begangen.

[Zur Vermeidung der Erschwerung der Ermittlungen ist hier ein Abschnitt entfernt]

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz
Kassel, am 3. Januar 2014
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